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  Nimmt das Verfassungsgericht seine Maßstäbe aus der Entscheidung zum Kohlepfennig weiter 
ernst, wird es die EEG-Umlage für verfassungswidrig erklären müssen  

Das von der Bundesregierung nach der Ka-
tastrophe von Fukushima entwickelte Kon-
zept der Energiewende sieht vor, innerhalb 
von zehn Jahren aus der Atomkraft auszu-
steigen [1]. Die Abschaltung der Kernkraft-
werke soll durch einen starken Ausbau 
der regenerativen Energien ausgeglichen 
werden, deren Marktanteil auf 35 bis 40 % 
steigen soll. Strom aus regenerativen Ener-
giequellen ist aber auch in absehbarer Zu-
kunft nicht zu Marktpreisen zu produzie-
ren. Seit 1990 hat sich deshalb ein System 
etabliert, das es Anlagenbetreibern gleich-
wohl ermöglicht, erzeugten Strom abzuset-
zen. Die örtlichen Netzbetreiber werden 
verpflichtet, den Strom aus erneuerbaren 
Energien abzunehmen und zu bestimmten, 
gesetzlich festgeschriebenen Sätzen zu ver-
güten.

Gegen diese Form der Förderung der erneu-
erbaren Energien wurden anfangs erhebli-
che verfassungswidrige Einwände erhoben 
[2]. Dies blieb jedoch letztlich ohne Folgen. 
Konkrete Normenkontrollanträge nach 
Art. 100 Abs. 1 GG von einzelnen Gerichten 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit beim Bun-
desverfassungsgericht wurden als unzuläs-
sig zurückgewiesen. Dies wurde als Hinweis 
darauf verstanden, dass das Gericht keine 
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die-
se Form der Förderung hatte [3]. Danach ist 
die verfassungsrechtliche Diskussion weit-
gehend erlahmt.

Verfassungsrechtliche Einwän-
de gegen die EEG-Umlage

Das Fördersystem ist allerdings in der Fol-
gezeit vom Gesetzgeber vielfach ausgebaut 
und verfeinert worden. Ein entscheidender 
Schritt erfolgte durch die sog. neue Wäl-

zung, die zum 1.1.2010 eingeführt wurde 
[4]. Während bis dahin ein System der Preis- 
und Abnahmegarantie für Strom aus erneu-
erbaren Energien bestand, ist nunmehr eine 
transparentere und einfacher zu handha-
bende Umlagefinanzierung eingeführt wor-
den (§ 37 Abs. 2 EEG). Die Defizite, die bei 
den Netzbetreibern bei der Vermarktung 
von Strom aus erneuerbaren Energien in 
einem Jahr prognostisch entstehen werden, 
werden nach den Vorgaben der Ausgleichs-
mechanismusverordnung [5] kalkuliert und 
auf den voraussichtlichen Stromverbrauch 
umgelegt.

Während früher die Kosten, die für die er-
neuerbaren Energien bei den Verbrauchern 
anfielen, von Stromanbieter zu Stroman-

bieter divergierten, gibt es mittlerweile 
eine bundeseinheitliche Umlage pro kWh 
verbrauchten Stroms (EEG-Umlage). Die 
Festlegung erfolgt unter Aufsicht der Bun-
desnetzagentur. Die Netzbetreiber haben 
einen entsprechenden Anspruch auf die 
EEG-Umlage gegen die Stromversorger (§ 37 
Abs. 2 EEG), die wiederum nach der Absicht 
des Gesetzgebers diese Kosten als durchlau-
fenden Posten an die Stromverbraucher wei-
tergeben (§ 53 EEG). 

Diese Form der Förderung der erneuerbaren 
Energien entspricht der Förderung der Ver-
stromung deutscher Steinkohle durch den 
sog. Kohlepfennig. Diese 1994 vom Bundes-
verfassungsgericht für verfassungswidrig 
erklärte Umlage [6] funktionierte in weitge-

Die Zukunft der EEG-Umlage – 
weiter auf verfassungswidrigen Wegen?
Gerrit Manssen

Die Finanzierung der sog. Energiewende erfolgt im Wesentlichen über die EEG-Umlage. Sie wird seit dem 1.1.2010 bun-
deseinheitlich für das jeweilige Jahr von den Netzbetreibern festgelegt, pro kWh Stromverbrauch von den Stromversorgern 
erhoben und an die Stromkunden weitergegeben. Dies entspricht in der rechtlichen Gestaltung in wesentlichen Punkten dem 
vom Bundesverfassungsgericht als verfassungswidrig verworfenen früheren Kohlepfennig. Es müssen deshalb Überlegun-
gen angestellt werden, wie das derzeit verfassungswidrige System der EEG-Umlage durch ein verfassungsmäßiges System zur 
Finanzierung erneuerbarer Energien ersetzt werden kann.
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hend ähnlicher Weise. Die Stromversorger 
hatten als Abgabeschuldner eine Abgabe pro 
kWh verkauftem Strom an einen staatlichen 
Fonds zu leisten; Träger der Abgabe waren 
allerdings die Kunden, die diese Abgabe auf 
ihrer Stromrechnung wiederfanden. 

Nach vollkommen zutreffender Auffassung 
des Bundesverfassungsgerichts lag eine 
sog. Finanzierungssonderabgabe vor. Solche 
Abgaben dürfen zum Schutz der Finanzver-
fassung (Prinzip des Steuerstaates) nur in 
sehr engen Grenzen erhoben werden. Insbe-
sondere dürfen nur solche Gruppen zu einer 
Finanzierungssonderabgabe herangezogen 
werden, die eine besondere Finanzierungs-
verantwortung für die zu erfüllende Auf-
gabe trifft. Es war und ist jedoch nicht die 
Verantwortung der Stromkunden, ein be-
stimmtes System der Energieerzeugung (da-
mals die Verstromung von deutscher Stein-
kohle) abzusichern. Prägnant wurde vom 
Gericht formuliert: „Das Interesse an einer 
Stromversorgung ist heute so allgemein wie 
das Interesse am täglichen Brot. Die Befrie-
digung eines solchen Interesses ist eine 
Gemeinwohlaufgabe des Parlaments, das 
Finanzierungsinstrument die Gemeinlast 
der Steuern“ [7]. Diese Aussage hat nach 
wie vor Gültigkeit. Es liegt auch heute nicht 
in der Verantwortung der Stromkunden, die 
Energiewende zu finanzieren. Nötig wäre 
eine Steuerfinanzierung.

Ein wesentlicher Unterschied zwischen 
dem früheren Kohlepfennig und der heu-
tigen EEG-Umlage besteht allerdings. Das 
Aufkommen aus dem Kohlepfennig floss 
in einen staatlichen Fonds, der dann die 
Bergbaubetriebe unterstützte. Die EEG-
Umlage verbleibt hingegen im privaten 
Bereich. Das System basiert auf privat-
rechtlichen Ansprüchen zwischen Anla-
genbetreibern, Stromversorgern, Netzbe-
treibern und Stromverbrauchern. Dieser 
Unterschied vermag eine abweichende ver-
fassungsrechtliche Bewertung aber letztlich 
nicht zu rechtfertigen.

Es ist verfassungsrechtlich zulässig und 
nicht ungewöhnlich, dass der Staat zur 
Erfüllung staatlicher Aufgaben Private 
einschaltet (bspw. die Arbeitgeber bei der 
Abführung von Lohnsteuer und Sozialver-
sicherungsabgaben der Arbeitnehmer). 
Die Energiewende ist – unbestritten – eine 

öffentliche Aufgabe. Zur Abwicklung der 
Finanzierung werden Private (örtliche 
Stromversorger und Netzbetreiber) einge-
schaltet. Diese verfolgen damit nicht ihre 
privatwirtschaftlichen Interessen, sondern 
werden vom Staat „in Dienst genommen“. 
Die Stromkunden sollen für die öffentliche 
Aufgabe des Ausbaus der regenerativen 
Energien zahlen. Dies stellen die privaten 
Stromversorger für den Staat sicher, der sich 
so die Einschaltung eigener Behörden weit-
gehend sparen kann. 

Dass der Staat darauf verzichtet, selbst das 
Geld „in die Hand“ zu bekommen, kann 
wertungsmäßig keine Rolle spielen. Die 
Höhe der Einnahmen wird vom Gesetzge-
ber vorgegeben. Was mit den Einnahmen zu 
geschehen hat, ist gesetzlich vorschrieben. 
Sie dienen ausschließlich dazu, die Defizi-
te aus der Vermarktung von erneuerbaren 
Energien zu decken. Die Finanzierung der 
erneuerbaren Energien folgt von der Pro-
duktion bis zum Verbrauch gesetzlichen 
Bestimmungen, die den Geldfluss auf die 
dritte Stelle nach dem Komma eurocentge-
nau bestimmen. Es gibt keinen relevanten 
privatautonomen Gestaltungsspielraum der 
beteiligten Privaten. Die EEG-Umlage lässt 
sich deshalb nur als öffentliche Abgabe an-
sehen, nicht als Preisregelung für private 
Transaktionen.

Weitere verfassungsrechtliche Bedenken 
gegen das derzeitige System kommen hin-
zu. Ohne eine unmittelbare Einbindung 
des Haushaltsgesetzgebers werden derzeit 
ca. 17  Mrd.  € an EEG-Vergütungen an die 
Anlagenbetreiber geleistet. Abzüglich der 
Vermarktungserlöse verbleibt ein Defizit 
von 12,7 Mrd. €, das über die EEG-Umlage 
zu decken ist. Dies ist deutlich mehr als 
der gesamte – politisch so umstrittene – 
Länderfinanzausgleich, dessen Wirkungen 
durch die EEG-Umlage teilweise konterka-
riert werden. So erwirtschaftet Bayern im 
System der EEG-Umlage einen Überschuss 
von ca. 1  Mrd.  €, Nordrhein-Westfalen ein 
Defizit von ca. 1,3  Mrd.  € [8]. Auch unter 
sozialstaatlichen Gesichtspunkten ist das 
derzeitige System verfassungsrechtlich 
kaum mehr haltbar. Ein großer Teil der EEG-
Umlage fließt in die Taschen von Investoren 
und Hausbesitzern, die in Solaranlagen in-
vestiert haben. Bezahlt wird dies ohne ir-
gendeine sozialstaatliche Komponente von 

allen Stromverbrauchern, von der Industrie 
bis zu den Hartz-IV-Empfängern.

Rechtspolitische Kritik 
an der EEG-Umlage

Trotz der dargestellten erheblichen ver-
fassungsrechtlichen Bedenken gegen die 
EEG-Umlage ist nicht zu erwarten, dass 
der Gesetzgeber das bisherige System än-
dern wird. Zunächst ist es für die Politik 
außerordentlich bequem, eine zentrale Zu-
kunftsaufgabe wie die Energiewende ohne 
zusätzliche Belastungen für den Bundes-
haushalt zu finanzieren. Die EEG-Umlage 
erspart dem Gesetzgeber die Suche nach 
neuen Finanzierungsquellen und Einspa-
rungsmöglichkeiten an anderer Stelle. Zum 
Zweiten hat der Gesetzgeber im System der 
EEG-Umlage die Möglichkeit, die Belastung 
durch die EEG-Umlage zu steuern, ohne 
durch das Beihilfenverbot des EU-Rechts 
(Art. 107 AEUV) gestört zu werden. Er kann 
energieintensive Betriebe aus der EEG-Um-
lage herausnehmen oder für sie die Umlage 
begrenzen, was er in zunehmendem Maße 
tut (§§ 40-44 EEG). Er belastet damit zwar 
die anderen Stromverbraucher, die eine 
umso höhere EEG-Umlage zu leisten haben; 
dies ist politisch aber angesichts der Sym-
pathie, die das Projekt Energiewende ge-
nießt, verkraftbar. Vor allem liegt aber nach 
der PreussenElektra-Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs [9] in der EEG-
Umlage keine Beihilfe, da unmittelbar keine 
staatlichen Mittel zum Einsatz kommen.

Diese Rechtsprechung des Gerichtshofs ist 
zwar im Ergebnis wenig überzeugend, weil 
sie nationalstaatlichen Umgehungsstrategi-
en für das Beihilfenverbot Tür und Tor öffnet 
[10]. Eine Änderung der Rechtsprechung ist 
allerdings derzeit nicht in Sicht. Den poli-
tisch und europarechtlich bequemen Weg 
der Finanzierung der Energiewende über 
die EEG-Umlage wird der Gesetzgeber daher 
aus eigenem Antrieb nicht aufgeben.

Die Förderung des Ausbaus der erneuerba-
ren Energien über die EEG-Umlage verur-
sacht erhebliche weitere Kollateralschäden. 
Das Erneuerbare-Energien-Gesetz etabliert 
eine Art Selbstbedienungsladen. Die Inves-
toren entscheiden, wo sie welche Anlagen 
errichten. Vor allem werden landauf landab 
Solaranlagen errichtet, die nahezu die Hälf-
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te der 17 Mrd. € EEG-Umlage in Anspruch 
nehmen (ca. 8,1 Mrd. €), jedoch nur in ge-
ringem Umfang zur Energieerzeugung bei-
tragen (unter 5 % des Gesamtstrombedarfs). 

Die Mittelverwendung erfolgt damit ener-
giepolitisch vollkommen ineffizient. Die 
Kosten für den Stromverbraucher, die sich 
heute unmittelbar in der EEG-Umlage aus-
drücken, steigen deshalb jährlich kräftig an. 
Die Strompreiserhöhungen der letzten Jah-
re waren weitgehend auf die EEG-Umlage 
zurückzuführen, vor allem seit 2009. Die 
Umlage wird dadurch zu einem relevanten 
Standortnachteil für die deutsche Wirt-
schaft. Zwar bleiben besonders energiein-
tensive Betriebe weitgehend von der Um-
lage ausgenommen (§§  40-44 EEG). Viele 
mittelständische Unternehmen, die nicht 
in den Genuss dieser Sonderregelung kom-
men, sondern die Verschonung der anderen 
mitfinanzieren müssen, sehen sich jedoch 
relevanten Nachteilen im internationalen 
Wettbewerb ausgesetzt. Es fehlt zudem an 
einer sinnvollen Koordination von Anlagen-
bau und Netzausbau.

Da der politische Wille für den Umbau des 
bisherigen Umlagesystems fehlt, bleibt den 
durch die ständig steigende EEG-Umlage 
besonders in Bedrängnis geratenen mit-
telständischen Unternehmen derzeit nur 
der Weg über die Gerichte. Es bildet sich 
mittlerweile eine Verweigerungsfront im 
Hinblick auf die Umlage. Das Ziel besteht 
darin, über eine Richtervorlage eines or-
dentlichen Gerichts nach Art.  100 Abs.  1 
GG oder – nach rechtskräftiger Verurtei-
lung zur Zahlung der Umlage – über eine 
Verfassungsbeschwerde eine Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts zu errei-
chen. Nimmt das Gericht seine Maßstäbe 
aus der Entscheidung zum Kohlepfennig 

weiter ernst, wird es die EEG-Umlage für 
verfassungswidrig erklären müssen.

Grundlagen eines verfassungs-
mäßigen Fördersystems für 
erneuerbare Energien

Es besteht deshalb Anlass, sich Gedanken 
über eine verfassungskonforme Ersetzung 
des bisherigen Systems zu machen. Sollte 
die EEG-Umlage kippen, müsste – erneut 
analog zum Kohlepfennig – eine Steuerfi-
nanzierung an ihre Stelle treten. Zunächst 
müsste aus Vertrauensschutzgründen die 
Finanzierung der bereits errichteten Anla-
gen abgesichert werden. Dann würde sich 
aber die Chance ergeben, durch Subventio-
nen für den Anlagenbau die Energiewende 
konstruktiv zu gestalten, statt sie wie bisher 
den offensichtlichen Fehlentwicklungen des 
Selbstbedienungssystems des EEG zu über-
lassen. Investoren könnten durch einmalige 
Zuschüsse zum Bau der Anlagen in die Lage 
versetzt werden, zu Marktpreisen erneuer-
bare Energie anzubieten. Insbesondere böte 
ein Subventionsgesetz die Möglichkeit, ei-
nen vernünftigen Energiemix sicherzustel-
len. So wichtig die Solarenergie aus politi-
scher Perspektive sein mag: Derzeit treibt 
vor allem sie die EEG-Umlage in die Höhe.

Die Refinanzierung des nötigen finanziellen 
Aufwandes könnte so erfolgen, wie dies der 
Haushalts- und Steuergesetzgeber für sinn-
voll erachtet. In Betracht kommt – wieder 
wie beim Abschied vom Kohlepfennig – eine 
Erhöhung der Stromsteuer [11]. Ein Irrtum 
wäre es allerdings zu meinen, damit würde 
sich im Ergebnis nichts ändern, weil nur die 
EEG-Umlage durch eine höhere Stromsteu-
er ersetzt würde. Ein Subventionsgesetz für 
den Anlagenausbau macht den nötigen Fi-
nanzaufwand berechenbar. 

Die für die Energiewende nötigen Mengen 
an erneuerbarer Energie lassen sich durch 
einen besseren Energiemix besser und bil-
liger erreichen. Und schließlich kämen auch 
die zuletzt erheblich ausgebauten Sonderre-
gelungen für die energieintensiven Betrie-
be auf den Prüfstand. Denn eine teilweise 
Verschonung von einer möglicherweise neu 
erhobenen oder erhöhten Steuer wäre eine 
Beihilfe, die die EU-Kommission mit kriti-
schen Augen betrachten würde. Dies lässt 
nur ein Fazit zu: Die Zukunft der EEG-Um-
lage muss ihre Abschaffung sein.
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Gesetzlicher Rahmen

Um den erforderlichen Netzausbau voran-
zubringen, greift die Bundesregierung an 
zwei Hebeln an: Einerseits über die Ent-
wicklung eines Netzentwicklungsplanes 
(NEP) nach dem Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG) [1] mit möglichst großer Beteili-
gung der Öffentlichkeit, um frühzeitig eine 
Akzeptanz für den Netzausbau zu erreichen. 
Der NEP geht in einen Bundesbedarfsplan 
über, der vom Gesetzgeber verabschiedet 
wird und für alle hierin enthaltenen Vor-
haben die energiewirtschaftliche Notwen-
digkeit und den vordringlichen Bedarf 
verbindlich für eine nachfolgende Planfest-
stellung festlegt. Andererseits über einen 
beschleunigten Netzausbau nach dem Netz-
ausbaubeschleunigungsgesetz Höchstspan-
nungsnetz (NABEG) [2], welches für länder- 
und grenzüberschreitende Leitungen eine 
Bundesfachplanung und eine Planfeststel-
lung durch die Bundesnetzagentur (BNetzA) 
vorsieht.

Die Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) er-
stellen demnach zunächst jährlich einen 

Szenariorahmen, den die BNetzA mit der 
Öffentlichkeit konsultiert und unter Berück-
sichtigung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
genehmigt. Der Szenariorahmen enthält 
mindestens drei Szenarien zu Erzeugung, 
Verbrauch und Austausch mit anderen 
Ländern, die für die nächsten zehn Jahre 
die Bandbreite wahrscheinlicher Entwick-
lungen im Rahmen der energiepolitischen 
Ziele der Bundesregierung abdecken. Eines 
der Szenarien muss die wahrscheinliche 
Entwicklung für die nächsten zwanzig Jahre 
darstellen.

Die ÜNB erstellen danach auf Grundlage des 
Szenariorahmens einen Entwurf zum NEP, 
der alle wirksamen Maßnahmen zur be-
darfsgerechten Optimierung, Verstärkung 
und zum Ausbau des Netzes, die in den 
nächsten zehn Jahren für einen sicheren 
und zuverlässigen Netzbetrieb erforderlich 
sind, enthält. Für alle Maßnahmen ist ein 
Zeitplan auszuweisen.

Die ÜNB müssen der Öffentlichkeit Gelegen-
heit zur Äußerung zu diesem Entwurf ge-
ben. Dem NEP müssen sie eine zusammen-

fassende Erklärung über die Art und Weise, 
wie die Ergebnisse der Öffentlichkeitsbetei-
ligungen berücksichtigt wurden, beifügen. 
Nachdem die BNetzA den NEP geprüft hat, 
beteiligt auch sie betroffene Behörden und 
die Öffentlichkeit. Die BNetzA bestätigt 
den NEP unter Berücksichtigung der Be-
hörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung und 
übermittelt ihn mindestens alle drei Jahre 
der Bundesregierung als Entwurf für einen 
Bundesbedarfsplan.

Dieser Prozess wurde erstmals für den NEP 
2012 durchgeführt. Am 15.8.2012 haben 
die ÜNB der BNetzA den Entwurf zum NEP 
2012 übergeben [3]. Die BNetzA prüft zur 
Zeit den NEP. Die Öffentlichkeit kann noch 
bis zum 2.11.2012 Stellungnahmen bei 
der BNetzA abgeben. Für den NEP 2013 ist 
dieser Prozess ebenfalls gestartet. Seit Juni 
2012 liegt ein Entwurf der ÜNB für einen 
aktualisierten Szenariorahmen vor [4].

Szenariorahmen für den Netz-
entwicklungsplan 2012

Der Szenariorahmen [5] weist drei Szenari-
en für das Jahr 2022 auf, die die Namen A, B 
und C tragen, wobei das Szenario B als sog. 
wahrscheinliches Szenario auch einen Aus-
blick ins Jahr 2032 aufweist. Die einzelnen 
Szenarien orientieren sich an den Zielen der 
Bundesregierung, der Bundesländer und für 
die geplanten Ausbauten konventioneller 
Kraftwerke auch an den Planungen der Er-
zeugungsunternehmen (Abb. 1).

Kernenergieausstieg und ein EE-Ausbau 
ist allen Szenarien gemeinsam. Szenario 
A unterstellt einen verzögerten EE-Ausbau 
bei gleichzeitigem Zubau von Kohlekraft-
werken. Szenario B stellt hinsichtlich des 
EE-Ausbaus das wahrscheinliche Szenario 
dar und unterstellt einen Zubau von Erd-
gaskraftwerken. Szenario C stellt bezüglich 

Übertragungsnetzausbau für die Energiewende
Albert Moser, Christian Linnemann und Christian Kraemer

Der Ausbau der erneuerbaren Energien (EE) wie auch der Ausstieg aus der Kernenergie erfordern einen Netzausbau im 
Übertragungsnetz, den die dena-Netzstudie II bereits im Jahr 2010 mit ca. 3 600 km an neuen Trassen für einen EE-Anteil an 
der Stromerzeugung von 39 % quantifiziert hatte. Gleichzeitig verlangsamen oder verhindern Vorbehalte in der Bevölkerung 
den Netzausbau. Im Zuge der Energiewende gilt es also, den Netzausbau im Übertragungsnetz zu beschleunigen, um die 
ehrgeizigen Ziele der Energiewende ohne Gefährdung der Netzstabilität und Systemsicherheit zu erreichen.

Abb. 1 Entwicklungspfade für die Erzeugungskapazitäten im genehmigten Szenariorahmen 2012 und im 
Entwurf des Szenariorahmens 2013
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des EE-Ausbaus das optimistischste Szena-
rio dar und basiert auf den Planungen der 
Bundesländer mit der Folge, dass Onshore-
Windenergie eine größere Bedeutung als im 
Szenario B hat. Auch im Szenario C wird ein 
Zubau von Gaskraftwerken unterstellt.

Der Entwurf des Szenariorahmens für den 
NEP 2013 führt den Szenariorahmen für 
den NEP 2012 allerdings mit deutlichen 
Zuwächsen, insbesondere bei der solaren 
Strahlungsenergie sowie im Szenario C zu-
sätzlich bei der Onshore-Windenergie, fort 
(Abb. 2).

Die Nachfrage und Höchstlast wurden für 
alle gewählten Szenarien als gegenüber 
heute unverändert angenommen. Für die 
Annahmen zum europäischen Ausland wur-
de auf den Scenario Outlook & Adequacy 
Forecast der ENTSO-E [6] zurückgegriffen.

Ein Vergleich von historischer Entwicklung 
und Annahmen im Szenariorahmen offen-
bart, dass der Ausbau der Offshore-Wind-
energie den Annahmen für den NEP 2012 
hinterherhinkt, während das Wachstum für 
die solare Strahlungsenergie diese stark 
übertrifft. Daher ist ein Szenario, in dem 
zukünftig die PV-Anlagen wie bisher wei-
ter ungebremst ausgebaut werden und die 
Offshore-Windenergienutzung weiter hinter 
den Planungen zurückbleiben, nicht auszu-
schließen. Ein derartiges Szenario ist zur 
Zeit nicht Bestandteil des Szenariorahmens, 
auch wenn mit diesem ein anders gearteter 
Netzausbaubedarf verbunden wäre.

Die Szenarien definieren nur installierte EE-
Erzeugungskapazitäten und lassen offen, 
für welches Dargebot, z.  B. Starkwindjahr 
oder mittleres Windjahr, das Übertragungs-
netz ausgelegt werden sollte.

Die Szenarien stellen – für die Netzausbau-
planung eher untypisch – eine Zeitpunktbe-
trachtung dar. Zeitraumbetrachtungen sind 
hier vor dem Hintergrund der hohen Lebens-
dauern der Betriebsmittel üblich. Der Aus-
blick für das wahrscheinliche Szenario auf 
eine 20-jährige Vorschau lässt in geringem 
Maße eine Zeitraumbetrachtung zu; fraglich 
bleibt, ob die dabei gewonnen Erkenntnisse 
in den Bundesbedarfsplan eingehen werden, 
oder ob dieser sich ausschließlich an der 
10-jährigen Vorschau orientiert.

Auslegungsrelevante  
Netznutzungsfälle

Der erforderliche Netzausbau im deutschen 
Übertragungsnetz ist eine direkte Folge der 
Einspeisungen aller Kraftwerke und der Ent-
nahme aller Verbraucher an allen deutschen 
Netzknoten sowie des Stromaustauschs mit 
benachbarten Ländern. Die Gesamtheit al-
ler knotenscharfen Einspeisungen, Lasten 
und Stromaustausche zu einem Zeitpunkt 
werden Netznutzungsfall genannt. Je nach 
Einspeise- und Verbrauchssituation in Euro-
pa ergeben sich unterschiedlichste Netznut-
zungsfälle, von denen allerdings nur wenige 
Extremfälle für den Netzausbau auslegungs-
relevant sind. Der Szenariorahmen definiert 
aber nur die installierten Kapazitäten je Er-
zeugungstechnologie sowie die Gesamtlast.

Es gilt also, den Szenariorahmen in Netznut-
zungsfälle zu überführen und insbesondere 
dabei die auslegungsrelevanten Netznut-
zungsfälle zu erfassen. Früher war es üb-
lich, zwei Netznutzungsfälle für Starklast 
und Schwachlast zu analysieren. Heute er-
geben sich durch die Kombination verschie-
dener Lastfälle mit möglichen EE-Einspei-
sungen, zumal im europäischen Fokus, eine 
sehr hohe Anzahl zu betrachtender Netznut-
zungsfälle. Im Rahmen des NEP hat man 
daher die Netznutzung für ein ganzes Jahr 
im Stundenraster herangezogen, d. h. 8 760 
Netznutzungsfälle betrachtet, um so glei-
chermaßen zuverlässig wie nachvollziehbar 
die auslegungsrelevanten Netznutzungsfäl-
le einzuschließen. Die 8 760 Netznutzungs-
fälle können aus diesen Kapazitäten nicht 
direkt ermittelt werden:

 Insbesondere Windenergie- und PV-
Einspeisung sind dargebotsabhängig; hier 
muss deren gesamte Einspeisung knoten-
scharf entsprechend den bekannten oder 
geschätzten Kapazitäten je Netzknoten und 
unter Nutzung von Wetterzeitreihen – üb-
licherweise einer historischen – auf jeden 
Netzknoten aufgeteilt werden (Regionalisie-
rung).

 Wärmegeführte KWK-Einspeisung und 
Verbrauch sind nachfrageabhängig; hier 
ist die gesamte KWK-Einspeisung bzw. die 
gesamte Last knotenscharf entsprechend 
den bekannten oder geschätzten KWK-Ka-
pazitäten bzw. Lasten je Netzknoten unter 
Nutzung von Nachfrageganglinien auf jeden 
Netzknoten aufzuteilen.

 Der Einsatz stromgeführter KWK-An-
lagen und Kraftwerke wird dagegen durch 
die Märkte bestimmt. Hier muss die markt-
basierte Einsatzentscheidung der europä-
ischen Erzeugungseinheiten zur Deckung 
von Residuallast und Reserve simulativ 
für ein ganzes Jahr nachgebildet werden 
(„Marktsimulation“). Der europäische Fokus 
liefern dabei implizit die Stromaustausche 
mit den Nachbarländern.

Bei der Marktsimulation sind die techni-
schen Randbedingungen von mehreren 
Tausend Erzeugungseinheiten und Spei-
chern zu berücksichtigen, um technisch 
gültige und damit realistische Fahrpläne 
für Erzeugungseinheiten zu erhalten. Zu 
diesen zählen Mindestzeiten und -leistun-
gen thermischer Kraftwerke, Zwangseinsät-
ze z.  B. für wärmegeführte KWK-Anlagen, 
Bereitstellung und Nachfragedeckung der 
Regelleistung, Lastdeckung sowie begrenz-

Abb. 2 Bisherige und erwartete Entwicklung der Windenergie- und PV-Anlagen nach dem Szenariorah-
men für den NEP 2012



54 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 62. Jg. (2012) Heft 11

ZUKUNFTSFRAGEN

te Übertragungskapazitäten zwischen den 
Marktgebieten. Wesentlich ist die korrekte 
Modellierung von hydraulischen Kraftwer-
ken, insbesondere von Pumpspeicher- und 
Speicherkraftwerken sowie ggf. ihrer Ver-
netzung zu hydraulischen Gruppen.

Die Nachbildung der gekoppelten europäi-
schen Märkte kann dabei unter Annahme 
eines vollkommenen Marktes und damit 
der Prämisse der Erzeugungskostenmini-
mierung durchgeführt werden. Genutzt 
wurde ein Fundamentalmodell für den Be-
trachtungszeitraum eines Jahres im Stun-
denraster [7].

Es bestehen Freiheitsgrade in der Marktsi-
mulation, die nicht durch den Szenariorah-
men vorgegeben sind, aber dennoch für die 
erforderliche Transparenz als Ergänzung 
zum Szenariorahmen öffentlich konsultiert 
werden sollten. Die Bemühungen der BNetzA 
um eine konsolidierte und öffentliche Kraft-

werksliste sind hierzu ein wichtiger Schritt, 
der mit dem Ziel akzeptierter Eingangsdaten 
für Markt- und Netzsimulationen auch auf 
Europa – gegebenenfalls in reduziertem De-
tailgrad – ausgedehnt werden könnte.

Kriterien für die  
Netzausbauplanung

Nach den Regelungen für den NEP im EnWG 
ist der sichere und zuverlässige Netzbetrieb 
das zentrale Kriterium für die Auslegung 
des Übertragungsnetzes. Aus den allge-
meinen Regelungen im EnWG folgt dann 
auch die Wirtschaftlichkeit als weiteres 
Kriterium. Schließlich lässt sich aus der 
geforderten breiten Öffentlichkeitsbeteili-
gung die Akzeptanz als drittes Kriterium 
ableiten. Diese Kriterien sind oft zu einer 
Kompromisslösung abzuwägen, wobei die 
Netzsicherheit nicht zu Gunsten der Wirt-
schaftlichkeit oder Akzeptanz aufgeweicht 
werden kann.

Das übliche Kriterium für einen ausreichend 
sicheren und zuverlässigen Netzbetrieb ist 
das (n-1)-Kriterium [8]. Dieses besagt, dass 
nicht nur im ungestörten Betrieb, sondern 
auch nach Ausfall eines Betriebsmittels 
(Transformatoren, Stromkreise, kritische 
Sammelschienen oder Leitungen) kein ande-
res Betriebsmittel überlastet wird, alle Span-
nungen im betrieblich zulässigen Bereich 
verbleiben und die Stabilität (transiente Sta-
bilität, statische Stabilität, Spannungsstabili-
tät) des Systems gewahrt bleibt. Üblich ist da-
bei, derartige Einfachausfälle mit kritischen 
Kraftwerksausfällen zu kombinieren.

Dem (n-1)-Kriterium liegt die Annahme zu-
grunde, dass der Wirkungsbereich eines Be-
triebsmittelausfalls beschränkt und die Wahr-
scheinlichkeit eines solchen gering ist, so dass 
der gleichzeitige Ausfall zweier Betriebsmittel 
mit überlappenden Wirkungsbereichen so un-
wahrscheinlich ist, dass dieser nicht bei der 
Auslegung berücksichtigt werden muss.

Ein Netzausbau mit langen HGÜ-Leitungen, 
gegebenenfalls sogar aus Akzeptanzgrün-
den mit Zwischenverkabelungen, gibt je-
doch Anlass, für derartige Leitungen die 
Anwendung des (n-1)-Kriteriums zu hin-
terfragen. Da der Wirkungsbereich eines 
HGÜ-Leistungsausfalls aufgrund der großen 
Übertragungsentfernung großräumig ist 
und die Ausfalldauern im Falle von Fehlern 
in Zwischenverkabelungen länger sind (sie-
he Abb. 3), steigt die Wahrscheinlichkeit, 
dass während des Ausfalls einer HGÜ-Lei-
tung in deren Wirkungsbereich ein weiteres 
Betriebsmittel ausfällt. Diskutiert werden 
sollte, ob man für HGÜ-Leitungen, insbeson-
dere bei nennenswerten Zwischenverkabe-
lungen, höhere Redundanzanforderungen 
als beim (n-1)-Kriterium anlegen muss.

Wirtschaftlichkeit und Akzeptanz führen 
schließlich auch auf die ganz grundsätzli-
che Frage, welche Übertragungsengpässe 
durch Netzausbau und welche nur durch 
Redispatch behoben werden sollten. Ent-
sprechend der für viele EE-Anlagen im Jahre 
2022 nach wie vor gesetzlich gültigen Vor-
rangregelung ist eine Beteiligung dieser EE-
Anlagen am Redispatch bei der Auslegung 
der Übertragungsnetze nicht heranziehbar.

Untersuchungen am Institut für Elektrische 
Anlagen und Energiewirtschaft (IAEW) – 

Abb. 4 Abwägung von Netzausbau- und Redispatchkosten zur Behebung von Netzengpässen

Abb. 3 Leitungslängen von HGÜ-Leitungen im NEP 2012 und 380-Drehstromleitungen in Deutschland 
(links); Ausfalldauern von Kabel und Freileitungen in der 380 kV-Ebene nach [9] (rechts)
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allerdings für ein anders geartetes Szena-
rio – zeigen, dass bei Freileitungsnetzen 
ein vollständiger Netzausbau (Kupferplat-
te) hinsichtlich der Kosten nahe an einem 
Kostenoptimum aus Netzausbau- und Redis-
patchkosten liegt (Abb. 4). Für aufwändigere 
Kabel oder – im Falle kurzer Strecken – auch 
HGÜ-Leitungen wird sich das ökonomische 
Optimum etwas stärker Richtung eines 
Managements von temporären Engpässen 
durch Redispatch statt durch Leitungsaus-
bau verschieben.

Der Netzentwicklungsplan 2012

Im Entwurf der ÜNB für den NEP 2012 sind 
ergänzend zu einem sog. Startnetz, welches 
alle in Planung bzw. Bau befindlichen Pro-
jekte im Umfang von 800 km Netzausbau in 
bestehenden Trassen, 700 km Netzausbau in 
neuen Trassen sowie 400  km an Um- oder 
Neubeseilung beinhaltet, für das wahrschein-
liche Szenario B zusätzliche 2 800 km Netz-
ausbau in bestehenden Trassen, 1  700  km 
Netzausbau in neuen Trassen, 1 300 km an 
Um- oder Neubeseilung sowie insbesondere 
7 HGÜ-Systeme mit einer gesamten Kapazi-
tät von 11,9  GW in 4 Korridoren mit einer 
Gesamtlänge von 2 100 km notwendig.

Es wird vielfach diskutiert, ob der von den 
deutschen ÜNB vorgeschlagene Netzausbau 
angemessen oder überzogen ist. Eine Vali-
dierung der Ergebnisse der ÜNB verlangt 
umfangreichere komplexe Untersuchungen, 
auf die z. B. der Gutachter der BNetzA zu-
rückgreifen können wird. Eine Bewertung 
wird aber erschwert werden, weil Netzpla-
nungsfragen erfahrungsgemäß oft ein fla-
ches wirtschaftliches Optimum aufweisen, 
d.  h. es existieren mehrere Netzausbaulö-
sungen mit ähnlichen Kosten bei vergleich-
barer Netzsicherheit.

Dennoch soll hier der Versuch einer Plausi-
bilisierung der Ergebnisse für den erforder-
lichen Netzausbau in Szenario B in Bezug 
auf die Notwendigkeit einer HGÜ-Kapazität 
von 11,9  GW versucht werden. Eine (n-1)-
Ausfallsimulation am IAEW für das Höchst-
spannungsnetz auf Basis von IAEW-Daten 
mit allen Netzausbauten des NEP 2012, aber 
ohne die vorgeschlagenen HGÜ-Leitungen 
(Abb. 5) zeigt, dass ohne die HGÜ-Leitungen 
noch umfangreiche Netzengpässe bestehen. 
Sie zeigt aber auch, dass die verbleibenden 

Netzengpässe parallel zu den vorgeschla-
genen HGÜ-Korridoren sind; dies kann als 
Hinweis gedeutet werden, dass die vorge-
schlagenen Korridore plausibel verlaufen.

Auffällig ist, dass im NEP 2012 mehrere – 
in Bezug auf das technisch machbare – ver-
gleichsweise kleine HGÜ-Leitungen gewählt 
wurden. Diese Wahl macht dann Sinn, wenn 
die VSC-Technologie mit dem Vorteil einer 
einfachen Zwischenverkabelung und einer 
spannungsstabilisierenden Wirkung bei al-
lerdings technologisch bedingt begrenzter 
Übertragungskapazität genutzt werden soll. 
In Anbetracht der Akzeptanzproblematik bei 
Freileitungen sowie der Spannungshaltungs-
problematik nach dem Kernenergieausstieg 

gibt es gute Gründe für eine derartige Tech-
nologiewahl. Da diese HGÜ-Leitungen par-
allel zum 380  kV-Drehstromnetz betrieben 
werden, darf ein Ausfall einer HGÜ-Leitung 
nicht zu unzulässigen Überlastungen im 
Drehstromnetz führen. Dieses und auch die 
Akzeptanz von sehr leistungsstarken HGÜ-
Leitungen, d. h. mit entsprechend hohen und 
auffälligen Masten, beschränken zusätzlich 
die sinnvolle Kapazität einer einzelnen Lei-
tung nach oben.

In einer Netzbetriebssimulation wurde am 
IAEW mit IAEW-Daten der minimal notwen-
dige Arbeitspunkt der HGÜ-Leitungen zur 
Sicherstellung der Netzsicherheit ermittelt 
(Abb. 6). Dieser Wert besagt, dass ein ge-

Abb. 5 Verbleibende Leitungsüberlastungen ohne HGÜ-Leitungszubau (links); vorgesehene HGÜ-Korri-
dore im NEP 2012 (rechts)

Abb. 6 Minimal notwendiger Arbeitspunkt der HGÜ-Leitungen im NEP 2012 zur Vermeidung weiteren 
Kraftwerksredispatchs
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ringerer Arbeitspunkt der HGÜ-Leitungen 
weiteren Kraftwerksredispatch zur Folge 
hätte; er entspricht nicht dem optimalen 
Arbeitspunkt, der wegen der geringeren 
Netzverluste häufiger bei Nutzung der vol-
len HGÜ-Kapazität liegen dürfte. Es zeigt 
sich, dass in vielen Stunden des Jahres die 
HGÜ-Leitungen in der vorgeschlagenen 
Dimensionierung betrieben werden. Dies 
belegt, dass die vorgeschlagene Auslegung 
zumindest technisch sinnvoll ist.

Risiken des Netzausbaus  
abwägen

Am 15.8.2012 haben die deutschen ÜNB 
erstmalig einen Netzentwicklungsplan der 
BNetzA übergeben. Die Angemessenheit des 
Netzausbaus wird zur Zeit von der BNetzA  
überprüft und auch in der Öffentlichkeit dis-
kutiert.

Der Netzentwicklungsplan ist das Ergebnis 
eines gesetzlich vorgeschriebenen Prozes-
ses, der den ÜNB einen Rahmen für die Aus-
legung des erforderlichen Netzausbaus gibt. 
Die Ergebnisse sind daher auch stets vor 
diesem gesetzlichen Rahmen zu verstehen. 
Dies gilt insbesondere auch für den sog. Sze-
nariorahmen.

Der vorgeschlagene Netzausbau mit HGÜ-
Leitungen ist plausibel. Die Auslegung er-
scheint technisch sinnvoll. Eine Validierung 
auch unter Berücksichtigung der Wirtschaft-
lichkeit und Akzeptanz verlangt aber umfang-
reichere Analysen. Berücksichtigt man, dass 
der für 2022 vorgeschlagene Netzausbau vor 
dem Hintergrund eines auch danach weiter 
steigenden EE-Zubaus erfolgt, besteht das Ri-
siko einer Überdimensionierung – wenn über-
haupt – nur vorübergehend und ist damit im 
Ausmaß gering. Demgegenüber ist das Risiko 
abzuwägen, dass der tatsächlich erforderliche 
Netzausbau wegen mangelnder Akzeptanz 
und überschätzter Beschleunigungswirkung 
des NABEG nicht rechtzeitig bis 2022 erfolgen 
wird. Letzteres spricht dafür, die erforderli-
chen HGÜ-Leitungen frühzeitig in einen Bun-
desbedarfsplan aufzunehmen.
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Auf der internationalen Kongressmesse RENEXPO Austria kommen vom 
29.11.-1.12.2012 in Salzburg 1 000 Kongressteilnehmer, 4 000 Fach-
besucher und 150 Aussteller zusammen. Die Veranstaltung greift dabei 
eine extrem breite Vielfalt an Energiethemen auf und präsentiert jährlich 
neue wegweisende Technologien. 2012 legt die Messe ihren Fokus auf 
die innovativen Fachthemen Wasserkraft, Photovoltaik und Zukunftsfähi-
ge Gebäudesysteme (EnergiePlusGebäude).

Die „Internationale Wasserkraft-Fachausstellung“ wird auch 2012 weiter 
wachsen. Ob Maschinen, Komponenten oder Technologien zur Instand-
haltung und Reaktivierung bestehender Anlagen – in Salzburg sind alle 
Bereiche der Wasserkraft vertreten. In Zusammenarbeit mit der European 
Small Hydropower Association (ESHA) findet im Rahmen der Messe am 
30.11.2012 wieder die „4. Internationale Kleinwasserkraftkonferenz: 
Neubau, Sanierung und Revitalisierung“ statt. Das in diesem Jahr zum 
ersten Mal veranstaltete „Wasserkraft Betreiber-Seminar“ informiert am 
29.11.2012 Betreiber und Personen, die eine Wasserkraftanlage bauen 
wollen, über technische Innovationen und Entwicklungen und vermittelt 
Erfahrungsberichte vom Betrieb von Wasserkraftanlagen.

Mit ihrem zweiten großen Schwerpunkt „Photovoltaik“ bietet die Veran-
staltung Unternehmen aus dem Photovoltaik-Bereich nach dem beacht-
lichen Erfolg vom letzten Jahr wieder eine eigene hochwertige Plattform 
in Österreich. Den Themenschwerpunkt ergänzt das „PV Skin – Industrie-

forum für gebäudeintegrierte Photovoltaik“, das das Thema gebäudeinte-
grierte Photovoltaik in den Vordergrund stellt. Der neue Kongress „Große 
PV-Dachanlagen“ informiert am 29.11.2012 über die Verpachtung von 
Industrie- und Gewerbedächern für den Bau und Betrieb von großen So-
larstromanlagen. 

Das „EnergiePlusGebäude“ oder „Haus der Zukunft“ als Strom- und 
Wärmelieferant ist der dritte große Schwerpunkt der RENEXPO Austria. 
Fachlich vertieft und weiterentwickelt wird das Thema im „1. Symposium 
Energie-Plus-Gebäude“.

Die „2. Österreichische Tagung für Mini- und Mikro-Kraft-Wärme-Kopplung“, 
die am 29.11.2012 im Rahmen der RENEXPO Austria in Salzburg stattfin-
det, versammelt nun schon zum zweiten Mal die österreichische Branche. 
Zusätzlich wird das Thema KWK parallel zur Messe in einem Grundlagen-
workshop zur dezentralen Strom-, Wärme- und Kälteerzeugung mit Block-
heizkraftwerken fachlich vertieft und weiterentwickelt. 

„et“-Leser haben den Vorteil, zum ermäßigten Tarif an den Fachkon-
gressen der RENEXPO Austria teilzunehmen, einfach online unter www.
renexpo-austria.at anmelden und folgenden Code angeben: SA12et. Die 
Ermäßigung wird automatisch gewährt. 

Weitere Informationen unter: www.renexpo-austria.at

Energie und Innovation – RENEXPO Austria 2012
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INTERVIEW

„Der Erhalt bestehender Wertschöpfungsketten in Deutschland und an anderen Standorten ist von entscheidender Be-
deutung für den Erfolg einer globalen Green Economy. Es sind nicht zuletzt auch die Innovationen auf der Ebene der 
Grundstoff- und energieintensiven Industrien, die maßgeblich zur Entwicklung energieeffizienter und umweltfreundli-
cher Produkte beitragen. Ohne sie wäre nachhaltiges Wirtschaftswachstum nicht vorstellbar. Damit verbietet sich gera-
de mit Blick auf die wachsenden Nachhaltigkeitsanforderungen eine künstliche Abgrenzung in grüne und nicht-grüne 
Sektoren oder Produkte. Es geht bei nachhaltiger Entwicklung immer um die Wirtschaft als Ganzes. In der Praxis sind 
alle Industriesektoren im Rahmen der Wertschöpfungsstufen eng miteinander verbunden. Sie alle haben gleichermaßen 
Anteil am Gelingen einer nachhaltigen Wirtschaftsweise.“

Holger Lösch, Mitglied der Hauptgeschäftsführung des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI), Berlin

Balance aus Ökonomie, 
Ökologie und Sozialem

„et“: Seit etwa zwei Jahrzehnten findet unter dem 
Oberthema Nachhaltigkeit eine breite gesellschaft-
liche Debatte um den ökologischen Umbau der In-
dustriegesellschaft – „Green Economy“ – statt. Was 
halten Sie davon? 

Lösch: Die Debatte ist verständlich: Die Welt-
bevölkerung wird bis 2050 auf etwa neun Mil-
liarden Menschen anwachsen. Das führt zu 
steigender Nachfrage nach Gütern und Dienst-
leistungen. Ressourcenknappheit zählt folg-
lich zu den bedeutendsten Herausforderungen 
der Zukunft, für die wir intelligente Lösungen 
brauchen, auch aus der Wirtschaft. Gleiches 
gilt für den Klimawandel, Umweltbelastun-
gen, die Gefährdung der Ökosysteme, zuneh-
mende Urbanisierung und ein steigendes 
Bedürfnis nach Mobilität. Eine Lösung dieser 
komplexen Herausforderungen geht nur über 
den Weg einer nachhaltigen Entwicklung. In 
den vergangenen 20 Jahren wurde Nachhaltig-
keit immer stärker zum übergeordneten Leit-
prinzip für politisches und wirtschaftliches 
Handeln insbesondere auch in der deutschen 
Industrie. Also geht es letztlich um eine ange-
messene Balance aus Ökonomie, Ökologie und 
Sozialem.

„et“: Häufig werden mit „Green Economy“ Erneu-
erbare-Energien-Anlagen sowie Elektromobilität 
verbunden. Damit wird eine Trennlinie zwischen 

„grünen“ und „nicht-grünen“ Produktionsanlagen 
und Produkten gezogen. Ist das sinnvoll? 

Lösch: Nein, dies ist keineswegs sinnvoll. Der 
Erhalt bestehender Wertschöpfungsketten in 
Deutschland und an anderen Standorten ist 
von entscheidender Bedeutung für den Erfolg 
einer globalen Green Economy. Es sind nicht 
zuletzt auch die Innovationen auf der Ebene 
der Grundstoff- und energieintensiven Indus-
trien, die maßgeblich zur Entwicklung energie-
effizienter und umweltfreundlicher Produkte 
beitragen. Ohne sie wäre nachhaltiges Wirt-
schaftswachstum nicht vorstellbar. Damit ver-
bietet sich gerade mit Blick auf die wachsenden 
Nachhaltigkeitsanforderungen eine künstliche 
Abgrenzung in grüne und nicht-grüne Sektoren 
oder Produkte. 

Es geht bei nachhaltiger Entwicklung immer 
um die Wirtschaft als Ganzes. In der Praxis sind 
alle Industriesektoren im Rahmen der Wert-
schöpfungsstufen eng miteinander verbunden. 
Sie alle haben gleichermaßen Anteil am Gelin-
gen einer nachhaltigen Wirtschaftsweise. Beim 
Greening handelt es sich um einen Prozess in 
der Wirtschaft, der in Deutschland schon lan-
ge läuft. Alle Industriebereiche befinden sich 
längst auf dem Nachhaltigkeitspfad, der bereits 
zu beachtlichen Verbesserungen mit Blick auf 
Ressourceneffizienz, Energieeffizienz sowie 
Umwelt- und Klimafreundlichkeit geführt hat. 
Dies haben wir übrigens auch in einem gemein-
samen Memorandum zur Green Economy mit 

dem Bundesumweltministerium im Juni 2012 
unterstrichen. 

„et“: Rund um die „grünen“ Technologien hat sich 
in den letzten Jahren ein kaum zu überblickendes 
Förderwirrwarr gebildet. Wie könnte man hier zu 
mehr Transparenz kommen? 

Lösch: In Deutschland trägt die Industrie mit 
26  % zur Wertschöpfung bei und beschäftigt 
knapp acht Millionen Erwerbstätige. Ihre Innova-
tionskraft basiert unter anderem auf laufenden 
industrieeigenen Aufwendungen für Forschung 
und Entwicklung (FuE). Diese haben einen Anteil 
von fast 90 % an den gesamten FuE-Aufwendun-
gen der Wirtschaft. Die deutsche Industrie trägt 
durch diese Innovationskraft bereits heute maß-
geblich zur Bewältigung anstehender Nachhaltig-
keitsherausforderungen bei. Daher sind für uns 
innovationsfördernde Rahmenbedingungen ent-
scheidend, wozu unter anderen auch die staat-
lich geförderten Forschungsprogramme gehören. 

Ein Patentrezept für nur ein System gibt es mit 
Blick auf die Vielfalt der Geber und Empfänger 
von staatlichen Fördermitteln sicher nicht. Ich 
würde mir aber eine Art Wegweiser von Seiten 
des Bundesbildungsministeriums wünschen, der 
in der Forschungsförderung mehr Transparenz 
für Industrieunternehmen schafft. Wir sollten 
außerdem die Innovationskraft gerade von KMU 
noch mehr stärken. Steuerliche Forschungsförde-
rung gibt es in fast allen Industrieländern. War-
um nicht in Deutschland? 

Green Economy: Orientierung oder Missweisung? 
In der Schifffahrt und Luftfahrt muss die aus der Differenz von geografischem und magnetischem Nordpol resultierende 
Missweisung des Kompasses berücksichtigt werden. Ähnlich scheint es sich mit dem Begriff „Grüne Wirtschaft“ oder neu-
deutsch „Green Economy“ zu verhalten. Wie kann man verhindern, dass durch derartige Begrifflichkeiten eher Verwirrung 
gestiftet statt mehr Orientierung geschaffen wird? „et“ versuchte im Gespräch mit Holger Lösch, Mitglied in der Hauptge-
schäftsführung des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI), mehr Klarheit zu schaffen.
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„International gibt es ein europäisches Reduktionsziel, das unter den einzelnen Mitgliedstaaten aufgeteilt wird, zum Beispiel im Rahmen des Kyoto-
Protokolls. Nationale klimapolitische Maßnahmen sind daher fast immer Ausdruck einer europäischen oder internationalen Verpflichtung. Dieser As-
pekt wird umso wichtiger, wenn es um die Diskussion geht, die EU-Reduktionsziele anzuheben. Ohne ein rechtlich verbindliches Klimaabkommen, das 
weltweit alle großen Emittenten umfasst, darf weder auf nationaler noch auf europäischer Ebene die Industrie mit höheren Reduktionszielen belastet 
werden. Sonst gefährdet man nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit unserer Unternehmen, sondern auch das Industrieland Deutschland.“

Holger Lösch, Mitglied der Hauptgeschäftsführung des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI), Berlin 

Emissionshandel und 
internationale Klimapolitik

„et“: Das Europäische Emissionshandelssystem 
befindet sich in einer kritischen Situation und 
die Politik überlegt, das gemeinsam beschlossene 
Paket aufzuschnüren und nachzubessern. Insbe-
sondere soll die Zahl der Zertifikate für die dritte 
Handelsperiode deutlich verringert werden. Könn-
te dies helfen?

Lösch: Der BDI will ein EU-weit harmonisiertes 
und funktionstüchtiges EU ETS als Garant für 
Kosteneffizienz im Klimaschutz erhalten. Aus 
meiner Sicht helfen dabei die Vorschläge der 
EU-Kommission vom Juli nicht. Eine Marktinter-
vention wie beispielsweise eine Verschiebung 
von Zertifikatemengen an das Ende der dritten 
Handelsperiode wäre nur ein Herumdoktern am 
Symptom. Statt kurzfristiger Markteingriffe mit 
kaum absehbaren Folgen brauchen wir grund-
legende Verbesserungen des EU ETS, die das 
System weniger anfällig für Unvorhergesehenes 
machen. Wenn die Politik Investitionen in klima-
schonende und energiesparende Technologien 
anreizen will, brauchen die Investoren Rahmen-
bedingungen mit wesentlich größerer und lang-
fristigerer Stabilität und Berechenbarkeit. 

„et“: Was wäre denn Ihr Rezept dafür damit der 
Emissionshandel seine beabsichtigte Wirkung effi-
zient entfalten kann? 

Lösch: Ich bin davon überzeugt, dass in der ak-
tuell schwierigen wirtschaftlichen Situation der 
EU rasche Eingriffe in einen funktionierenden 
Markt das falsche Mittel sind, um die ohnehin 
verunsicherten Unternehmer zu Investitionen 
zu ermutigen. Deshalb brauchen wir jetzt eine 
gründliche und vorwärts gewandte Diskussion 
darüber, wie wir möglichst bald zu einer Ener-
gie- und Klimapolitik aus einem Guss kommen. 
Man muss alle Maßnahmen zusammen betrach-
ten, insbesondere die Wechselwirkungen der 
Energieeffizienzrichtlinie und des Ausbaus der 
erneuerbaren Energien mit dem ETS. Dann kann 
auch sinnvoll über eine Weiterentwicklung des 
Emissionshandels diskutiert werden. Der Fli-
ckenteppich von verschiedenen, nicht aufeinan-
der abgestimmten energie- und klimapolitischen 
Zielen und Instrumenten muss verschwinden. 
Was wir brauchen, sind konsistente Instrumente 
und Ziele in der Energie- und Klimapolitik, sonst 
verschwenden wir weiter Geld. 
 
„et“: Die deutsche klimapolitische Debatte dreht 
sich fast nur um die eigene Achse. Wie könnte die 

europäische und die globale Dimension generell 
und dauerhaft integriert werden? 

Lösch: Das sehe ich nicht so, denn die Klimapo-
litik in Deutschland wird auch maßgeblich von 
der europäischen und internationalen Klima-
politik beeinflusst. Nach dem Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union gehört die 
Klimapolitik zu den Kompetenzen der EU. Dies 
führt dazu, dass nationale Klimapolitik oft eine 
Umsetzung Brüsseler Beschlüsse ist. Als Indus-
trie sieht man das insbesondere im Bereich des 
EU-Emissionshandels, wo auf europäischer Ebe-
ne eine Emissionsobergrenze für die gesamte 
europäische ETS-pflichtige Industrie festgelegt 
wurde. Ein anderes Beispiel sind die CO2-Regu-
lierungen aus Brüssel für PKW und leichte Nutz-
fahrzeuge. Die Maßnahmen im Luftverkehrs-
emissionshandel verdeutlichen darüber hinaus 
die internationale Komponente, die europäische 
Regulierungen im Klimabereich nach sich zie-
hen können. 

„et“: In welchem Licht erscheint dann die im-
mer wieder mal auftauchende Diskussion um 
die Anhebung der Treibhausgasreduktionsziele 
der EU?

Lösch: International gibt es ein europäisches 
Reduktionsziel, das unter den einzelnen Mitglied-
staaten aufgeteilt wird, zum Beispiel im Rahmen 
des Kyoto-Protokolls. Nationale klimapolitische 
Maßnahmen sind daher fast immer Ausdruck ei-
ner europäischen oder internationalen Verpflich-
tung. Dieser Aspekt wird umso wichtiger, wenn es 
um die Diskussion geht, die EU-Reduktionsziele 
anzuheben. Ohne ein rechtlich verbindliches Kli-
maabkommen, das weltweit alle großen Emitten-
ten umfasst, darf weder auf nationaler noch auf 
europäischer Ebene die Industrie mit höheren Re-
duktionszielen belastet werden. Sonst gefährdet 
man nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit unserer 
Unternehmen, sondern auch das Industrieland 
Deutschland.

„et“: Herr Lösch, vielen Dank für das Interview.

Die Fragen stellte Franz Lamprecht, „et“-Redaktion
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  Die Energiewende erfordert neben der Optimierung von Technik und Versorgungsleistungen auch 
den umsichtigen Umgang mit der Natur und neue Formen der öffentlichen Beteiligung und Kommu-
nikation 

Im Laufe des vergangenen Jahres ist bereits 
eine Fülle an Gutachten zur Energiewende 
in Deutschland erschienen. Themen sind 
bspw. die technische Machbarkeit des Aus-
stiegs aus der Kernenergie (Kapazitäten des 
Kraftwerkparks, Versorgungssicherheit, 
ausreichende Netzspannung etc.), mögliche 
Preissteigerungen infolge der Energiewende 
oder auch die Auswirkungen auf die Klima-
schutzziele der Bundesregierung [1-5].

Angesichts dieser Tatsache wurde im Ener-
giegutachten des NBBW mit dem Titel 
„Energiewende – Implikationen für Baden-
Württemberg“ der Fokus hauptsächlich auf 
die Energienetze, -speicher und -systeme 
sowie zentrale Querschnittsbereiche der 
Energiewende mit ihren Implikationen und 
Handlungsmöglichkeiten für die Landesre-
gierung in Baden-Württemberg gelegt. Bei-
spiele für solche Querschnittsbereiche sind 
der Erhalt der Biodiversität oder die Fläche-
ninanspruchnahme, beides Themen, die 
durch zentrale Entwicklungen des Umbaus 
von einer punktuellen Bereitstellung von 
Energie auf flächenintensivere Bereitstel-
lungsformen besonders stark betroffen sind. 

Drei Szenarien für eine erneuer- 
bare Energiestruktur und die 
Bedeutung von Importen

Für Baden-Württemberg bedeutet die Ener-
giewende eine Zäsur: Stand 2010 betrug 
die Bruttostromerzeugung aus Kernenergie 
48  %. Erneuerbare Energien leisteten hin-
gegen lediglich einen Beitrag von 17  % an 
der Stromproduktion [6]. Wenn man diese 
Zahlen als Ausgangspunkt nimmt, muss bei 

einem alles in allem konstanten Stromver-
brauch ein beträchtlicher Anteil der Strom-
erzeugung durch neue regenerative Energien 
wie z. B. Windkraft oder Solarenergie ersetzt 
werden. 

Dies kann sicherlich nicht von heute auf mor-
gen geschehen. Deshalb sind zumindest für 
einen längeren Übergangszeitraum der Ein-
satz von konventionellen Kohle- und Gaskraft-
werken sowie der Import von Strom aus dem 
deutschen und europäischen Stromverbund 
erforderlich. Der vermehrte Einsatz von Koh-
le- und Gaskraftwerken gefährdet jedoch die 
Einhaltung der nationalen Klimaschutzziele, 
wie sie im Energiekonzept der Bundesregie-

rung 2010 [7] festgeschrieben wurden. Mo-
dellrechnungen des NBBW [8] zeigen, dass bei 
ganzheitlicher Betrachtung nach Abschaltung 
der Kernkraftwerke in der ersten Dekade mit 
einem Anstieg der CO

2-Emissionen und an-
derer Treibhausgase zu rechnen  ist. Dieser 
Anstieg fällt jedoch je nach gewählter Option 
unterschiedlich stark aus:

 Option 1: Ersatz der Kernenergie durch 
Gas- und Kohlekraftwerke zu jeweils glei-
chen Teilen à Anstieg der CO2-Emissionen 
um 67,6 %; 

 Option 2: Ersatz der Kernenergie durch 
Gaskraftwerke à Anstieg der CO2-Emissio-
nen um 55,5 %;

Wie die Energiewende in Baden-Württemberg 
gelingen kann
Michael Ruddat und Ortwin Renn

Infolge der Atomkatastrophe von Fukushima hatte die Bundesregierung im Juli 2011 den Ausstieg aus der Kernenergie bis 
zum Jahr 2022 beschlossen und einen beschleunigten Umbau des Energiesystems in Gang gesetzt. Die sog. Energiewende 
beinhaltet unter anderem den Ausbau erneuerbarer Energien im großen Maßstab, die Steigerung der Energieeffizienz, den 
Ausbau der Netze und Speicher sowie die zeitgerechte Umsetzung der damit verbundenen Infrastrukturveränderungen. Seit 
gut einem Jahr werden in Deutschland intensiv die möglichen Wege für die Energiewende diskutiert. Der Nachhaltigkeits-
beirat Baden-Württemberg (NBBW), ein wissenschaftliches Beratungsgremium der Landesregierung, hat in einem letzten 
Gutachten der 2012 auslaufenden Amtszeit einen Maßnahmenkatalog für eine gelingende Transformation des Energiesys-
tems speziell für das Land Baden-Württemberg vorgeschlagen. Der Artikel gibt einen kurzen Überblick über die wichtigsten 
Überlegungen und Empfehlungen.
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 Option 3: Ersatz der Kernenergie durch 
Stromimport à Anstieg der CO2-Emissionen 
um 2,9 % im Inland [9].

Die vermehrte Nutzung von Strom aus Gas- 
und Kohlekraftwerken würde demnach einen 
relativ hohen Anstieg der CO2-Emissionen 
zur Folge haben. Abgesehen davon würden 
durch die Forderung nach optimalen Wir-
kungsgraden bei Gas- und Kohlekraftwer-
ken Finanzmittel und Materialressourcen 
gebunden, die an anderer Stelle effizienter 
eingesetzt werden könnten. Hinzu kommt 
die fehlende Zukunftsperspektive dieser 
Kraftwerkstypen, da voraussichtlich in ein 
paar Jahrzehnten der Großteil des Stroms 
aus erneuerbaren Energien stammen wird 
und sie dann nur noch zur Netzstützung bzw. 
als „Schattenkraftwerke“ bei mangelnder So-
lareinstrahlung oder Windstille zum Einsatz 
kommen sollen. Der dadurch induzierte Man-
gel an Wirtschaftlichkeit schreckt potenzielle 
Investoren ab. Diese Zahlen und Argumente 
verdeutlichen, dass Importe (auch aus Kern-
energienutzung) wichtig für die jetzt anste-
hende Übergangszeit sind, um den Umbau 
wirtschafts-, umwelt- und sozialverträglich 
zu leisten, und zwar ohne erhebliche CO

2-
Emissionssteigerung, ohne übermäßige 
wirtschaftliche Risiken und mit einer rea-
listischen Perspektive, der Welt mittelfristig 
einen Weg zu Wohlstand ohne Kernenergie 
und unter Einhaltung der globalen Klima-
schutzziele aufzuzeigen.

Wohin mit dem erneuerbaren  
Strom? Erdgasnetze als 
Energiespeicher

Ein weiterer wichtiger Punkt im Hinblick auf 
die Zukunft der Energiesysteme ist die Frage 
der Speicherung des regenerativen Stroms. 
Künftig werden die Orte der Energieerzeu-
gung und des Verbrauchs in Teilbereichen 
weit voneinander entfernt liegen, was die 
Energienetze besonders belasten wird. Kon-
zepte der Netzgestaltung sind hierbei mit den 
Formen der Energienutzung und den Anla-
gen zur Stromproduktion als systemisch-ver-
netztes Ganzes zu betrachten. Idealerweise 
werden Erzeugung und Verbrauch räumlich 
eng aneinander gekoppelt. Die Synchronisie-
rung von Erzeugung und Verbrauch des elek-
trischen Stroms erfolgt in diesem Fall durch 
lokale Speicher. Viele solcher kleinen Netze 
werden über Koppelstellen mit den regiona-

len oder überregionalen Netzen verbunden. 
Daraus resultieren hohe und flexible Anfor-
derungen an die Koppelstellen ebenso wie an 
die Koppeltechnologien. 

Einen vielversprechenden Ansatz bietet hier 
die Kopplung des Gasnetzes mit dem Strom-
netz unter Nutzung der Informationsnetze. 
Das Gasnetz stellt den zurzeit größten sofort 
verfügbaren Speicher dar. Den verschiede-
nen Netzen (z. B. Gasnetz, Stromnetz) und 
vor allem der intelligenten Kommunikation 
zwischen den Netzen wird daher zukünftig 
eine entscheidende Rolle zukommen. Der 
Nachhaltigkeitsbeirat hat daher empfohlen, 
Erdgasnetze als vorhandene, leistungsfähi-
ge Infrastruktur und größten verfügbaren 
Speicher stärker in die Gesamtsystembe-
trachtung einzubeziehen.

Konflikte in der Fläche durch 
regenerative Energien

Die Abstützung auf zunehmend erneuerba-
re Energiequellen bedingt eine gegenüber 
konventionellen Großkraftwerken hohe 
Flächeninanspruchnahme. Der NBBW hatte 
bereits in seinem Sondergutachten „Nach-
haltiges Flächenmanagement in Baden-
Württemberg“ [10] darauf hingewiesen, 
dass eine konsequente Energiewende zu-
gunsten regenerativer Energieträger den 
Nutzungsdruck auf die Boden- und Land-
schaftsressourcen deutlich erhöhen wird. 
Diese erhöhte Flächeninanspruchnahme 
durch Photovoltaikanlagen, Windräder, 
nachwachsende Rohstoffe wie z. B. Mais für 
Biogasanlagen etc. muss kritisch hinterfragt 
werden, denn auch weiterhin müssen Böden 
die primären Nutzungsansprüche der Ge-
sellschaft erfüllen, allen voran die Produkti-
on von Nahrungsmitteln, die Standortfunk-
tionen von Wirtschaft und Gesellschaft und 
die Erholungsansprüche der Menschen. 

Vor diesem Hintergrund erfordert die 
Energiewende eine sorgfältige Bilanzie-
rung von Flächennutzungsansprüchen, 
eine Abwägung der konfligierenden Nut-
zungsansprüche sowie eine konfliktmini-
mierende Nutzungs- und Standortplanung 
unter Einbindung betroffener Akteure. Die 
politischen Entscheidungsträger sind auf-
gefordert, dies mit Augenmaß und ohne 
übersteigerten Handlungs- und Entschei-
dungsdruck zu tun.

In der Ruhe liegt die Kraft: 
Keine übertriebene Eile 
beim Windkraftausbau

Dies gilt insbesondere für die Windenergie, 
bei der in Baden-Württemberg – anders als 
bei der Photovoltaik und der Wasserkraft 
– ein erhöhter Nachholbedarf besteht. Der 
Ausbau der Windenergie soll in den kom-
menden Jahren unter anderem durch die 
Novelle des Landesplanungsgesetzes deut-
lich vorangetrieben werden. Windräder mit 
Höhen von 180 m (ungefähr vergleichbar 
mit dem Ulmer Münster) sind großtechni-
sche Anlagen, die weithin sichtbar sind und 
das Landschaftsbild prägen. Deshalb rät der 
Beirat zur Besonnenheit: Es wäre wenig ge-
wonnen, wenn man sich durch das aktuelle 
politische Meinungsklima antreiben lassen 
und das prinzipiell wünschenswerte Aus-
bauziel durch zu hektisches und einseitiges 
Handeln in Misskredit bringen würde. 

Der damit angestrebte Klimaschutzbeitrag 
des Landes sollte nicht durch eine für viele 
inakzeptable Veränderung des Landschafts-
eindrucks erkauft werden. Um zu vermei-
den, dass beim Ausbau der Windenergie in 
einem Eilverfahren irreversible räumliche 
Entscheidungen für die nächsten Jahrzehnte 
getroffen werden, sollte aus diesem Grund 
ein mindestens einjähriges Moratorium 
festgelegt werden, um besonders geeignete 
Standorte unter Beteiligung der betroffenen 
Kommunen, Gruppen und Standortbevölke-
rung zu identifizieren.

Vermeidung von Flächen-
nutzung durch Steigerung 
der Energieeffizienz

Eine Möglichkeit, Flächennutzungskonflik-
te durch erneuerbare Energieanlagen zu 
reduzieren, besteht in der Steigerung der 
Energieeffizienz. Die Formel ist denkbar 
einfach: Wenn der steigende Bedarf an ener-
getischen Dienstleistungen durch dieselbe 
Menge an Primär- oder Endenergie gedeckt 
werden kann, erübrigen sich einige der neu-
en Photovoltaikmodule oder Windkraftan-
lagen. Je nach dem, wie gut es gelingt, den 
wachsenden Bedarf an Endenergie durch 
Einflussnahme auf den direkten und indi-
rekten Rebound-Effekt [11,12] zu drosseln, 
können diese theoretischen Effizienzpoten-
ziale voll ausgeschöpft werden und damit 



61ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 62. Jg. (2012) Heft 11

ZUKUNFTSFRAGEN
ZUKUNFTSFRAGEN

den weiteren Ausbau von Kraftwerken jeg-
licher Art begrenzen.

Neben Effizienzverbesserungen im Strom-
markt liegt nach Ansicht des Beirates ein gro-
ßes Einsparpotenzial im Wärmemarkt. Der 
Beirat sieht in seinem Gutachten vor allem 
in der energetischen Sanierung öffentlicher, 
insbesondere auch landeseigener Gebäude 
eine Chance für Effizienzgewinne, die des-
halb verstärkt vorangetrieben werden soll-
ten. Dies sollte vor allem auf der Basis der im 
Land durch die Klima- und Energieagentur 
Baden-Württemberg (KEA) bei Kommunen 
und Landkreisen bereits erfolgreich durch-
geführten und fortentwickelten Energiespar-
partnerschaftsmodelle erfolgen.

Soziale Aspekte der Energie-
wende: Verhaltensanpassungen  
und Bürgerbeteiligung

Bislang wurden in diesem Artikel hauptsäch-
lich die technischen und ökologischen Aspek-
te der Energiewende beschrieben. Die Trans-
formation des Energiesystems beschränkt 
sich jedoch nicht auf diese beiden Dimensio-
nen, sondern muss auch und in besonderem 
Maße soziale Aspekte in die Betrachtung 
einbeziehen. Man darf sich nichts vorma-
chen: Die Energiewende wird auch Lebens-
stiländerungen notwendig machen. Andere, 
bessere und weniger intensive Formen der 
Energienutzung sind Verhaltensmuster, die 
durch technische Installationen zwar erleich-
tert, aber nicht vorherbestimmt werden. Die 
Energienachfrage der Verbraucher wird im 
wesentlichen durch ökonomische Signale am 
Markt und durch Verhaltensgewohnheiten ge-
prägt. Bei allen Optionen zum effizienten Um-
gang mit Energie ist deshalb eine integrierte 
Betrachtungsweise notwendig, die sich auf 
das Zusammenwirken von technischen Mög-
lichkeiten (oder Barrieren) und Handlungsde-
terminanten (Wissen, Einstellung, Motivation, 
soziale Normen, verschiedene Formen von 
Anreizen, Feedback) konzentriert.

Hierzu gehört z.  B. die Bereitstellung von 
problem- und handlungsorientierter Infor-
mation, damit die angesprochenen Personen 
wissen, warum sie Energie sparen sollen und 
was ihre Alternativen und Möglichkeiten sind 
[13]. Auch haben sich Feedback-Strategien, 
die Rückmeldung über den Stromverbrauch 
oder über stromverbrauchsrelevante Verhal-

tensweisen geben, als wirksam für Verhal-
tensänderungen erwiesen [14]. Möchte man 
schließlich Verhaltensroutinen verändern, so 
müssen sie „aufgebrochen“ und bewusst ge-
macht werden. Dies kann durch Kampagnen 
gefördert werden, die neue Verhaltensweisen 
oder sogar Lebensstile aufzeigen und dazu 
konkrete Hilfestellungen anbieten [15]. Die 
Politik hat hier viele Ansatzpunkte, um ener-
giesparende Verhaltensweisen zu fördern.

Neben ungewohnten und oft ungeliebten 
Lebensstilen ist auch die Akzeptanz der In-
frastrukturveränderungen durch die Bevöl-
kerung ein heikles Thema. Der Ausbau der 
erneuerbaren Energien stößt in der deut-
schen Bevölkerung zwar in der Regel auf viel 
Zuspruch. Wenn es jedoch um konkrete Bau-
projekte für Windenergieanlagen an Land, 
Stromtrassen oder Pumpspeicherkraftwerke 
geht, regt sich zumindest bei der Bevölkerung 
vor Ort Widerstand. Hier entfaltet dann das 
sog. „NIMBY“-Syndrom („Not-In-My-Backy-
ard“, im Deutschen als St.-Florians-Prinzip 
bekannt [16]) seine Wirkung. Infrastruktur-
projekte im Bereich erneuerbare Energiever-
sorgung, -transport und -speicherung stoßen 
zunehmend auf Widerstand und Protest [17].

Woher kommt diese ablehnende Haltung? 
Der Protest gegen zentrale politische Pla-
nung nährt sich unter anderem aus der 

Erfahrung der Bedrohung der eigenen Le-
benswelt. Immer mehr Bürger sehen sich in 
ihrem Alltagshandeln durch professionelle 
Expertenurteile und institutionelle Eingriffe 
eingeengt. Erschwerend kommt hinzu, dass 
sich die Fachleute oft selber nicht über die 
beste Vorgehensweise einig sind (Experten-
dilemma) und die durch sie berechneten 
Konsequenzen und Risiken oft auch nicht 
im Einklang mit den durch die Öffentlichkeit 
wahrgenommenen Folgeproblemen stehen. 
Außerdem fällt der Nutzen in der Regel bei 
einer Menge meist anonymer Konsumenten 
oder Produzenten an, während überwiegend 
die Standortbevölkerung das Risiko trägt. 
Dies führt zu wahrgenommenen Verletzun-
gen des Fairness-Prinzips [18, 19, 20]. Miss-
trauen gegenüber öffentlicher Planung ist 
somit durch viele Faktoren begründet und 
von daher auch nicht als ein vorübergehen-
des Phänomen zu sehen. Vertrauensverlus-
te lassen sich nicht allein durch Information 
ausgleichen. Gefragt sind deshalb innovati-
ve Formen der Partizipation.

In der öffentlichen Diskussion zur Energie-
wende ist passender Weise oft zu hören, dass 
die Bürger auf dem Weg in das neue Ener-
giezeitalter „mitgenommen werden müssen“. 
Die Transformation des Energiesystems kön-
ne nicht gegen, sondern nur mit den Bürge-
rinnen und Bürgern vollzogen werden. Das 

INTELLIGENTE UND EFFIZIENTE 
ENERGIESYSTEME
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stimmt. Nur dürfen diese Floskeln keine Flos-
keln bleiben, sondern müssen im politischen 
Planungsalltag Anwendung finden. 

Deshalb ist die abschließende Empfehlung 
des Beirats, bei Infrastrukturmaßnahmen 
und komplexen Planungsprozessen im Um-
weltbereich auf innovative Verfahren der 
Kommunikation, Partizipation und Kon-
fliktschlichtung zu setzen [21-23]. Beispie-
le hierfür sind die Erweiterung von Strom-
trassen, die Errichtung von Windparks oder 
auch der Bau von Pumpspeicherwerken. In 
all diesen Fällen sollten die relevanten Ak-
teure (Kommunen, Übertragungsnetzbetrei-
ber, Energieversorger, Bürgerinitiativen, Na-
turschutzverbände etc.) möglichst frühzeitig 
in einen konstruktiven Diskurs über den 
geplanten Ausbau eingebunden werden, um 
berechtigte Interessen berücksichtigen zu 
können und zu einer möglichst konsensua-
len Lösung zu gelangen.

Nötige(r) Zeit und Weitblick

Die Energiewende ist ein gesellschaftliches 
Großprojekt. Es geht um nicht weniger, als 
den geplanten Umstieg auf eine andere 
Form der Energieerzeugung, -verteilung 
und -nutzung in Deutschland. Dies alles soll 
in wenigen Dekaden abgeschlossen sein. 
Das ist hoch ambitioniert – sowohl von der 
Zielsetzung wie von der Zeitplanung. Wenn 
in diesem konzentrierten Prozess mögliche 
Konflikte und negative Auswirkungen auf 
Mensch und Umwelt soweit als möglich ver-
mieden werden sollen, erfordert dies neben 
der systemischen Optimierung von Technik 
und Versorgungsleistungen auch den um-
sichtigen Umgang mit der Natur und neue 
Formen der Beteiligung und Kommunikati-
on, um den Belangen der betroffenen Bevöl-
kerungsteile gerecht zu werden. 

Aus diesem Grund erscheint es insgesamt 
ratsam, sich die nötige Zeit zu nehmen und 
den erforderlichen Weitblick zu verschaffen, 
um das Projekt ganz im Sinne einer nach-
haltigen Entwicklung ökologisch verträg-
lich, ökonomisch effizient und sozial gerecht 
zu realisieren [24].
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MEINUNGEN & FAKTEN

Abb.   Durchschnitts- und Gesamtvergützungen für „grünen Strom“ – 2000 bis 2011

Auf den Seiten 42 bis 47 sind lesenswerte Da-
ten unter der Überschrift der BMU-Broschüre 
„Kosten für die Stromverbraucher, Merit Or-
der-Effekt und Stromeinspeisung“ zusammen-
gestellt. In der Tabelle – Struktur der nach dem 
EEG vergüteten Strommenge seit 2000 – auf 
Seite 45 werden die Durchschnittsvergütung 
sowie die Gesamtvergütung ausgewiesen, die 
in der Abbildung grafisch aufbereitet sind.

Bemerkenswert ist, dass die Durchschnitts-
vergütung für EE-Strom ausgehend von 
8,5 ct/kWh im Jahr 2000 auf 17,94 ct/kWh 
im Jahr 2011 um über 100 % ansteigt. Das 
erneuerbare Energiesystem wurde nicht 
nur insgesamt immer teurer, sondern auch 
die spezifischen Kosten sind beständig an-
gestiegen. 

Für das Gesamtsystem sind also im Zeit-
raum 2000 bis 2011 keine Lerneffekte er-
kennbar. Wie ist das möglich? Eine Analy-
se der maximalen technologiespezifischen 
Förderung erfolgte Anfang 2011 durch das 
RWI. Die Untersuchung zeigt, dass nur bei 
der sehr stark geförderten Photovoltaik ein 
deutlicher Rückgang der Fördersätze zu ver-
zeichnen war; ansonsten stiegen die Förder-
sätze insbesondere bei Biomasse und Wind  
offshore, aber selbst bei Wind onshore wur-
den die Werte 2009 wieder angehoben. Im 
Mix der geförderten EEG-Stromerzeugungs-

verfahren ergibt sich durch die überpropor-
tional steigenden Beiträge von Photovoltaik 
und Biomasse eine Verlagerung hin zu den 
teuren Verfahren. Dies führte im Ergebnis 
zu den stark steigenden spezifischen und 
absoluten Kosten (vgl. Tabelle).

Die Gesamtvergütung nach EEG im Jahr 
2011 betrug 16,76  Mrd.  €. Unter Berück-
sichtigung von vermiedenen Kosten und 

Erneuerbare Energien – immer mehr, immer teurer
Anfang September veröffentlicht das BMU die jährlich erscheinende Broschüre „Erneuerbare Energien in Zahlen – Nationa-
le und internationale Entwicklung“. Zwischenzeitlich umfasst diese Publikation annähernd 130 Seiten und beinhaltet eine 
Vielzahl von interessanten Informationen. Darin wird deutlich, dass das erneuerbare Energiesystem nicht nur insgesamt im 
letzten Jahrzehnt immer teurer wurde, sondern auch die spezifischen Kosten ständig angestiegen sind. Das ist erklärungs-
bedürftig. 

insbesondere auch der Vermarktungserlöse 
weisen die Übertragungsnetzbetreiber Soll-
Einnahmen aus der EEG-Umlage in Höhe 
von 13,4 Mrd. € aus. Daraus errechnet sich 
die aktuelle EEG-Umlage zu 3,53  ct/kWh, 
die, wie jüngst von den ÜNB verkündet, für 
das Jahr 2013 auf 5,23  ct/kWh ansteigt - 
eine Zunahme um 47 %.

„et“-Redaktion

Tab.: Maximale technologiespezifische Vergütungen

                                           2000 bis 2010 in ct/kWh

2000 2001 2002 2003 2004  2005 2006 2007 2008 2009 2010

Wind Onshore 9,10 9,10 9,00 8,90 8,70 8,53 8,36 8,19 8,03 9,20 9,11

Wind Offshore 9,10 9,10 9,00 8,90 9,10 9,10 9,10 9,10 8,92 15,00 15,00

Photovoltaik 50,62 50,62 48,09 45,69 57,40 54,53 51,80 49,21 46,75 43,01 39,14

Biomasse 10,23 10,23 10,13 10,03 17,50 17,33 17,16 16,99 16,83 32,67 32,34

Mittlere Vergütung  8,50 8,69 8,91 9,16 9,29 10,00 10,88 11,36 12,25 13,95 15,63

Quellen: EEG 2000. 2004, 2009. Biomasse: IWR (2007), Fachverband Biogas (2009), eigene Berechnungen.


